Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2222 


t 


Vorblatt 


Europäische Hochschulpolitik 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft) 


A. Problem 

Der Reformprozeß des Hochschulwesens in allen Staaten 
Europas wird einerseits überholte Strukturen verändern, be- 
inhaltet andererseits jedoch die Gefahr, daß die traditionelle 
Abkapselung der nationalen Universitäten nicht überwunden 
wird. 


B. Lösung 

Um die Voraussetzungen für ein optimal koordiniertes euro- 
päisches Hochschulbildungssystem und dem akademischen 
Nachwuchs beizeiten ein Höchstmaß an Freizügigkeit zu ermög- 
lichen, wird die Bundesregierung u. a. um Auskunft über den 
Stand der gegenseitigen Anerkennung akademischer Zeugnisse 
in der EWG innerhalb der Mitgliedstaaten des Europarates, die 
Arbeiten zur Harmonisierung der Studiengänge, die Zielvor- 
stellungen der akademischen Freizügigkeit und den Stand der 
Arbeiten zur Gründung der ersten europäischen Universität 
in Florenz ersucht. 


C. Bemerkungen 

Der Ausschußbeschluß wurde einstimmig gefaßt. 


D. Kosten 

Mit dem Auskunftsersuchen sind keine Kosten verbunden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Roser, Dr. Martin, 
Lemmrich, Dr. Probst, Röhner und Genossen betr. europäische 

Hochschulpolitik 

— Drucksache VI/1420 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Walz und Flämig 


Der Antrag wurde in der 90. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 20. Januar 1971 dem Wissen- 
schaftsausschuß federführend und dem Auswärtigen 
Ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat in seiner Sitzung 
am 11. März 1971 die Empfehlung an den Wissen- 
schaftsausschuß beschlossen, dem Antrag ohne Än- 
derung zuzustimmen. 

Der Wissenschaftsausschuß hat den Antrag in sei- 
ner Sitzung am 13. Mai 1971 abschließend beraten. 
Bei seiner Meinungsbildung ging er davon aus, daß 
in allen Staaten Europas ein Reformprozeß des Hoch- 
schulwesens in Gang gekommen ist. Es sei jedoch zu 
befürchten, daß Reformen ausgearbeitet und reali- 
siert würden, die zwar einerseits überholte Struktu- 
ren veränderten, andererseits aber die traditionelle 
Abkapselung der nationalen Universitäten nicht 
überwinden würden. Eine Auskunft der Bundesre- 


gierung zu den im Antrag angesprochenen Fragen 
erschien ihm geeignet, in einer Zeit größter wirt- 
schaftlicher Freizügigkeit und Solidarität in Europa 
dem akademischen Nachwuchs beizeiten einen ent- 
sprechenden Grad von Freizügigkeit zu eröffnen 
und die Voraussetzungen für ein optimal koordinier- 
tes europäisches Hochschulbildungssystem zu er- 
möglichen. Er war weiterhin der Meinung, daß sich 
die Auskunft über den Stand der gegenseitigen 
Anerkennung der akademischen Zeugnisse auch auf 
die Staatsexamina beziehen sollte, die z. B. in der 
Jurisprudenz, Medizin, Pharmazie u. a. den Abschluß 
bilden. Zumindest für künftige Juristen und Lehrer 
sollte aber eine europäische Mobilität zum ordent- 
lichen Studium gehören. 

Auf Grund dieser Überlegungen hat der Wissen- 
schaftsausschuß den einstimmigen Beschluß gefaßt, 
dem Hohen Hause die Annahme des Antrags zu 
empfehlen. 


Bonn, den 13. Mai 1971 

Frau Dr. Walz Flämig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung wird aufgefordert, drei Mo- 
nate nach der Europäischen Erziehungsministerkon- 
ferenz Auskunft zu geben: 

1. über den Stand der gegenseitigen Anerkennung 
der akademischen Zeugnisse und der Staatsexa- 
mina, 

a) innerhalb der Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Gemeinschaften, 

b) innerhalb der Mitgliedsstaaten des Europa- 
rates, 

c) im Verhältnis der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu den Vereinigten Staaten; 

2. über die Initiativen, die zur Förderung der Aner- 
kennung der akademischen Zeugnisse ergriffen 
sind, 

a) von der Bundesrepublik Deutschland, 


b) von Frankreich, 

c) von den anderen Staaten und der Europä- 
ischen Gemeinschaften, 

d) von der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften; 

v3. über den Stand der Arbeiten zur Harmonisierung 
der Studiengänge, 

a) in der Bundesrepublik Deutschland, 

b) in Frankreich unter besonderer Berücksichti- 
gung des französischen Hochschulrahmenge- 
setzes und der jüngsten Initiativen des fran- 
zösischen Erziehungsministers; 

4. über die Zielvorstellungen der Bundesregierung 
und der Kultusministerkonferenz im Bereich der 
akademischen Freizügigkeit in Europa; 

5. über den Stand der Arbeiten zur Gründung der 
ersten europäischen Universität in Florenz. 


Bonn, den 13. Mai 1971 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 


Dr. Lohmar 

Vorsitzender 


Frau Dr. Walz 
Flämig 

Berichterstatter 
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